
 

Stadt Lunzenau 
 
 
 
 
Werte Einwohnerinnen und Einwohner der Stadt Lunzenau, 
 
ich lade Sie zur öffentlichen Sitzung des Stadtrates Lunzenau am 
 
 Montag, dem 04. November 2024, 19.30 Uhr 
 in den Bürgersaal des Rathauses, 
 Karl-Marx-Straße 1, 09328 Lunzenau 
 
ein. 
 
Tagesordnung 
01. Eröffnung durch den Bürgermeister 
02. Feststellung der Beschlussfähigkeit 
 Bestätigung der Tagesordnung 
 Bestätigung der letzten Niederschrift 
 Festlegung der Unterzeichner der Niederschrift 
03. Protokollkontrolle 
04. Einwohnerfragestunde 
05. Beschlussfassung über die Annahme und Verwendung einer Spende für  die erste Klasse der Grundschule Lunzenau" 
 BV-2024-59 
06. Beratung und Beschlussfassung der Vergabe der Reinigung von  Straßeneinläufen, Straßendurchlässen und Rinnen,  
 Nr. DL03/2024 
 BV-2024-51 
07. Beratung und Beschlussfassung der Änderungen des Gesellschaftsvertrages der Wohnungsbaugesellschaft mbH 
 Lunzenau 
 BV-2024-54 
08. Beschlussfassung zur Anweisung des Bürgermeisters zur Zustimmung der Änderungen des Gesellschaftsvertrages in der 
 Gesellschafterversammlung der Wohnungsbaugesellschaft mbH Lunzenau 
 BV-2024-55 
09. Information zum Jahresabschluss 2023 der Wohnungsbaugesellschaft mbH Lunzenau durch die Geschäftsführerin,  
 Frau Bohne 
10. Beschlussfassung über ein Weisungsrecht an den Bürgermeister nach § 98 Abs. 1 Satz 6 SächsGemO hinsichtlich der 
 Feststellung des Jahresabschlusses 2023 der Wohnungsbaugesellschaft mbH Lunzenau 
 BV-2024-56 
11. Beschluss über ein Weisungsrecht an den Bürgermeister nach § 98 Abs. 1 Satz 6 SächsGemO hinsichtlich der Verwendung 
 des Jahresergebnisses 2023 der Wohnungsbaugesellschaft mbH Lunzenau 
 BV-2024-57 
12. Beschluss über ein Weisungsrecht an den Bürgermeister nach § 98 Abs. 1 Satz 6 SächsGemO hinsichtlich der Entlastung 
 des Aufsichtsrates und der Geschäftsleitung der Wohnungsbaugesellschaft mbH Lunzenau 
 BV-2024-58 
13. Feststellung des Jahresabschlusses gemäß § 88 SächsGemO zum 31.12.2023 
 BV-2024-60 
14. Beratung und Beschlussfassung der Hebesatzsatzung der Stadt Lunzenau 
 BV-2024-52 
15. Beratung zum Beschluss der Haushaltssatzung und des Haushaltsplanes der Stadt Lunzenau für das Haushaltsjahr 2025 
 sowie des Finanz- und Investitionsplanes bis zum Jahr 2028 
 BV-2024-53 
16. Antrag Fraktion Freie Wähler Lunzenau 
 Schaffung von Wohnmobilstellplätzen für die Stadt Lunzenau und Ortsteile 
17. Bauanträge 
18. Information der Stadträte durch den Bürgermeister 
19. Anfragen der Stadträte 
 
Im Anschluss findet eine nichtöffentliche Sitzung statt. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
gez.: Hofmann 
Bürgermeister 



Stadtverwaltung Lunzenau Beschlussvorlage

Nummer: 59

Jahr: 2024

Aktenzeichen

Beratungsfolge Termin Anwesend Dafür Dagegen Enthaltung Befangenheit

Stadtrat 4.11.2024

Betreff

Beschlussfassung über die Annahme und Verwendung einer Spende für 
die erste Klasse der Grundschule "An den Linden" Lunzenau

Beschlussvorschlag

Der Stadtrat der Stadt Lunzenau beschließt, die Spende in Höhe von 100,00 € für
die erste Klasse der Grundschule "An den Linden" Lunzenau anzunehmen.

Kämmerei

DatumEinreicher

Xöffentlich

nichtöffentlich

15.10.2024



Beschlussbegründung

Gemäß Hauptsatzung der Stadt Lunzenau § 6 Abs. 2 Pkt. 14 darf der 
Bürgermeister nur Spenden bis zu einem Wert von 50,00 € annehmen.

Darüber hinaus muss der Stadtrat die Spende annehmen.

Spender:

100,00 €   vom 14.10.2024 
  für Schulanfang 1. Klasse

Finanzielle Auswirkungen:

JA X NEIN

Einnahmen Ausgaben

planmäßig
überplan-
mäßig

außerplan-
mäßig X

JA NEIN X

Produkt:

Sachkonto:

Kommentar:

100,00 €

21.11.01.00

314800

steuerliche Auswirkungen:











3. Entwurf vom 16.10.2024 
Bitte immer mit angeben 

AR 467/2024 

 

UVZ Nr.         /2024 

 

Vor mir, dem 

 

Notar 

Dr. Thomas Egerland 
 

mit Amtssitz in Limbach-Oberfrohna, 

 

erschien(en) heute, am # 2024, in meinen Amtsräumen in Limbach-Oberfrohna, Johannis-

platz 2: 

Herr Ronny Hofmann, 

geboren am 18.05.1968, 

dienstansässig Karl-Marx-Straße 1, 09328 Lunzenau, 

mir, Notar, zur Person bekannt, 

 

nicht handelnd im eigenen Namen, sondern als Bürgermeister 

der  

 

Stadt Lunzenau, 

Postanschrift: Karl-Marx-Straße 1, 09328 Lunzenau. 

 

Der Erschienene bat um Beurkundung der folgenden 

 

 

Gesellschafterversammlung 
 

 

I. Vorbemerkung 

 

Die Stadt Lunzenau ist nach Angabe der einzige Gesellschaf-

ter der Firma 

 

Wohnungsbaugesellschaft mbH Lunzenau, 

mit dem Sitz in Lunzenau, 

eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichtes Chemnitz 

unter HR B 4688. 

 

Der Erschienene als Bürgermeister übt gemäß § 15 Abs. 1 

Satz 1 des Gesellschaftsvertrages die Gesellschafterver-

sammlung aus. Er versichert, daß für die in dieser Urkunde 

getroffenen Beschlüsse im Innenverhältnis der Gesellschaft, 

speziell der Gesellschafterversammlung, die nach 
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Kommunalrecht und Gesellschaftsvertrag erforderlichen Vo-

raussetzungen vorliegen. 

 

 

II. Feststellungen 

 

Es wird festgestellt: Das gesamte Stammkapital ist somit in 

dieser Gesellschafterversammlung vertreten. Es handelt sich 

mithin um eine beschlußfähige Vollversammlung. 

 

 

III. Beschlüsse 

 

Es wird hiermit unter Verzicht auf Einhaltung von allen 

Formen und Fristen für die Einberufung und Durchführung ei-

ner Gesellschafterversammlung der in Abschnitt I. genannten 

Gesellschaft eine solche abgehalten und folgende Änderungen 

des Gesellschaftsvertrages vom 28.11.2016 beschlossen: 

 

1. Die mißverständliche Aufteilung des ersten Satzes in 

§ 3 in zwei Absätze (Absätze 1 und 2) wird aufgehoben, 

d.h. der erste Satz in § 3 bildet nur noch den § 3 

Abs. 1 und die folgenden Absätze werden entsprechend 

angepasst. 

 

2. § 8 Abs. 4 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst: 

 

„Die Geschäftsführung stellt in entsprechender Anwen-

dung der Vorschriften der Sächsischen Eigenbetriebs-

verordnung (SächsEigBVO), in der jeweils geltenden 

Fassung, für jedes Wirtschaftsjahr einen Wirtschafts-

plan auf und legt diesen unverzüglich dem Aufsichts-

rat, der Gesellschafterversammlung und dem kommunalen 

Gesellschafter vor.“. 

 

3. § 8 Abs. 4 Satz 3 Halbsatz 1 wird wie folgt neu ge-

fasst: 

 

„Wesentliche Abweichungen vom Wirtschaftsplan und vom 

Finanzplan sind ebenfalls dem Aufsichtsrat, der Ge-

sellschafterversammlung und dem kommunalen Gesell-

schafter unverzüglich zur Kenntnis zu bringen;“. 

 

4. In § 8 Abs. 5 wird ein Rechtschreibfehler (fehlender 

Wortzwischenraum zwischen „(VOB/VOL)“ und „die“) be-

richtigt. 
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5. § 10 Abs. 5 wird aufgehoben; der bisherige § 10 Abs. 6 

wird § 10 Abs. 5. 

 

6. § 13 Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst: 

 

„Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn drei seiner 

Mitglieder in der Sitzung zugegen sind und drei Mit-

glieder an der Beschlussfassung teilnehmen. Er fasst, 

soweit durch den Gesellschaftsvertrag nichts anderes 

bestimmt ist, seine Beschlüsse mit einfacher Mehr-

heit.“. 

 

7. § 14 Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst: 

 

„Der Zuständigkeit des Aufsichtsrates unterliegt nach 

vorheriger gemeinsamer Beratung mit den Geschäftsfüh-

rern die Beschlussfassung über: 

 

a) die Grundsätze für Erwerb und die Veräußerung von 

bebauten und unbebauten Grundstücken; 

 

b) den Wirtschaftsplan; 

 

c) die Verwendung des Jahresergebnisses gemäß § 29 

GmbH-Gesetz; 

 

d) die Zustimmung zur Abtretung von Geschäftsanteilen 

und zum Beitritt neuer Gesellschafter (§ 4); 

 

e) die Zustimmung zur Bestellung von Prokuristen; 

 

f) die Vorbereitung der Vorlagen an die Gesellschaf-

terversammlung; 

 

g) die Geschäftsordnung für die Geschäftsführung.“. 

 

8. § 15 Abs. 1 Satz 2 wird ersatzlos aufgehoben. 

 

9. § 16 wird wie folgt neu gefasst: 

 

„Die Gesellschafterversammlung wird durch den Bürger-

meister einberufen.“. 

 

10. § 17 Absätze 2 und 3 werden aufgehoben; der bisherige 

§ 17 Abs. 4 wird § 17 Abs. 2. 

 

11. § 18 Satz 2 Buchst. n) wird wie folgt neu gefasst: 
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„wesentliche Veränderungen der Gesellschaft, dies sind 

insbesondere 

- eine Änderung des Unternehmensgegenstands, etwa 

durch die Erschließung neuer Geschäftsfelder, 

- eine Änderung des Unternehmenszwecks, 

- eine wesentliche Umstrukturierung des Unternehmens, 

- eine wesentliche Erweiterung des Unternehmens (zum 

Beispiel einer mindestens zwanzigprozentigen Erhöhung 

des Anlagevermögens oder der Produktionskapazität), 

- eine Umwandlung der Rechtsform, 

- veränderte Einflussrechte der kommunalen Vertreter 

auf Entscheidungen im Unternehmen sowie 

- eine wesentliche Veränderung des Haftungsumfangs der 

einzelnen Gesellschafter untereinander,“. 

 

12. § 18 Satz 3 wird wie folgt neu gefasst: 

 

„Der Zustimmung des kommunalen Gesellschafters bedür-

fen die Errichtung, Übernahme oder Beteiligung an an-

deren Unternehmen durch die Gesellschaft.“. 

 

13. § 19 Abs. 2 wird aufgehoben; der bisherige § 19 Abs. 3 

wird § 19 Abs. 2 und dabei wie folgt neu gefasst: 

 

„2) Der kommunale Gesellschafter ist auch bei Rechts-

geschäften ihm selbst gegenüber in der Gesellschafter-

versammlung stimmberechtigt.“. 

 

14. § 23 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst: 

 

„Der Jahresabschluss, Lagebericht und Prüfbericht des 

Abschlussprüfers sind dem kommunalen Gesellschafter 

und der zuständigen Rechtsaufsichtsbehörde des kommu-

nalen Gesellschafters unverzüglich zur Kenntnis zu 

bringen.“. 

 

15. § 24 Abs. 1 Sätze 4 und 5 werden wie folgt neu ge-

fasst: 

 

„Der Jahresabschluss, der Lagebericht und der Prü-

fungsbericht des Abschlussprüfers werden an den kommu-

nalen Gesellschafter und die Rechtsaufsichtsbehörde 

unverzüglich übersandt; diese Verpflichtung bezieht 

sich gegenüber dem kommunalen Gesellschafter auch auf 

die Angaben, die nach § 99 Abs. 2 und 3 der Sächsi-

schen Gemeindeordnung für die Erstellung des Beteili-

gungsberichtes notwendig sind. Dem kommunalen Gesell-

schafter wird zu dem von ihm bestimmten Zeitpunkt die 
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für die Aufstellung des Gesamtabschlusses (§ 88b der 

Sächsischen Gemeindeordnung) erforderlichen Unterlagen 

übersandt und Auskünfte erteilt.“. 

 

16. § 24 Abs. 3 wird wie folgt neu gefasst: 

 

„Die für den kommunalen Gesellschafter zuständige ört-

liche und überörtliche Prüfungsbehörde erhalten die 

Befugnis zur Prüfung der Haushalts- und Wirtschafts-

führung des Unternehmens und die Befugnis gemäß § 54 

HGrG, sich zur Klärung von Fragen, die bei der Prüfung 

auftreten, unmittelbar unterrichten und zu diesem 

Zweck den Betrieb, die Bücher und die Schriften des 

Unternehmens einzusehen.“. 

 

17. § 25 Abs. 2 Satz 2 wird ersatzlos aufgehoben. 

 

Damit ist die Gesellschafterversammlung beendet. 

 

 

IV. Vollmachten 

 

Sämtliche Beteiligten bevollmächtigen – soweit rechtlich 

möglich - hiermit 

 

Frau Silvia Palitzsch, geboren am 29.01.1969, 

Frau Katja Dathe, geboren am 25.06.1978, 

Frau Ariane Bernard, geboren am 03.07.1989, 

Frau Mirijam Kühn, geboren am 09.09.2000, 

sämtlich dienstansässig in 09212 Limbach-Oberfrohna, Johan-

nisplatz 2, 

 

und zwar jede einzeln, befreit von den Beschränkungen des 

§ 181 BGB, mit der Berechtigung, Untervollmacht zu ertei-

len, über den Tod, Verlust der Geschäftsfähigkeit oder Auf-

lösung des jeweiligen Vollmachtgebers hinaus und jederzeit 

widerruflich, 

 

sämtliche materiell- und verfahrensrechtlichen Erklärungen 

und Rechtsgeschäfte in dieser Urkunde - ganz oder teil-

weise - inhaltlich zu ändern, zu ergänzen und aufzuheben 

bzw. zu widerrufen. 

 

Die Vollmachten sämtlicher Beteiligter an alle Bevollmäch-

tigten werden unabhängig voneinander erteilt und können un-

abhängig voneinander widerrufen werden. 

 



Notar Dr. Egerland in Limbach-Oberfrohna, 
C:\Users\kgoetze\AppData\Local\Microsoft\Windows\INetCache\Content.Outlook\05TIOYXL\WBG_Lunzenau_SAE_202
4_Urk_Entwurf_Stand_2024_10_16.docx 

 
6 

 
 
Die Vollmachten sind im Außenverhältnis dahingehend be-

schränkt, daß von ihnen nur in notariell beurkundeter oder 

notariell beglaubigter Form und nur vor dem amtierenden 

Notar, dessen Vertreter, einem eventuellen Notariatsverwal-

ter der Notarstelle oder dem Amtsnachfolger Gebrauch ge-

macht werden kann. 

 

Die Vollmachten sind im Innenverhältnis dahingehend be-

schränkt, daß von ihnen nur nach Weisung sämtlicher jeweils 

vertretener Beteiligter – möglichst schriftlich - sowie 

nach Anweisung des Notars, dessen Vertreters, eines eventu-

ellen Notariatsverwalters der Notarstelle oder dem Amts-

nachfolger Gebrauch gemacht werden darf. Eine Verpflichtung 

der Bevollmächtigten, von den Vollmachten Gebrauch zu ma-

chen, besteht in keinem Fall. 

 

 

V. Kosten und Abschriften 

 

Die Kosten dieser Urkunde und ihres Vollzuges trägt die Ge-

sellschaft. 

 

Von dieser Urkunde erhalten je eine beglaubigte Abschrift 

- jeder Gesellschafter, 

- die Gesellschaft, 

- das Finanzamt. 

 

Dem Registergericht wird diese Urkunde elektronisch über-

mittelt. 

 

Die Gesellschaft erhält außerdem von dem beim Handelsregis-

ter einzureichenden geänderten Gesellschaftsvertrag mit Be-

scheinigung gemäß § 54 GmbHG eine beglaubigte Abschrift. 

 

 

VI. Belehrungen 

 

Der Notar hat insbesondere darüber belehrt, 

- daß diese Änderungen des Gesellschaftsvertrages erst mit 

ihrer Eintragung in das Handelsregister wirksam werden, 

diese Änderungen und der geänderte Gesellschaftsvertrag 

selbst nicht nur den gesellschaftsrechtlichen Vorgaben, 

sondern auch den kommunalrechtlichen Vorgaben entspre-

chen müssen, sowie diese Änderungen (und der dazugehö-

rige Stadtratsbeschluß) zumindest möglicherweise gemäß 

§ 102 Abs. 1 der Sächsischen Gemeindeordnung der Geneh-

migung durch die Rechtsaufsichtsbehörde bedürfen. Hierzu 

erklärt der Erschienene, daß diese Übereinstimmung mit 
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den kommunalrechtlichen Vorgaben vorab mit der zuständi-

gen Kommunalaufsichtsbehörde abgestimmt wurde und diese 

die Genehmigung in Aussicht gestellt hat. 

 

Der Notar hat keinen Auftrag der Beteiligten zur Beratung 

und Belehrung über steuerrechtliche Folgen und Möglichkei-

ten übernommen, sondern die Beteiligten deswegen an Angehö-

rige steuerberatender Berufe bzw. die steuerverwaltenden 

Behörden verwiesen. Hierzu wird durch den Erschienenen er-

klärt, daß diese Beurkundung vom steuerlichen Berater ge-

prüft wurde, der in steuerlicher Hinsicht keine Einwände 

erhoben hat. 

 
Diese Niederschrift wurde dem Erschienenen durch den Notar vorgelesen, 

von ihm genehmigt und eigenhändig unterschrieben: 

 

 

 

gez. Ronny Hofmann 

 

 

 

gez. Notar Dr. Thomas Egerland    L.S. 
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3. Entwurf vom 16.10.2024 
Bitte immer mit angeben 

AR 467/2024 

 

Gesellschaftsvertrag 

 

der Wohnungsbaugesellschaft mbH in Lunzenau 

 

 

I. Firma und Sitz der Gesellschaft 

 

 

§ 1 

 

Die Gesellschaft führt die Firma: 

 

Wohnungsbaugesellschaft mbH Lunzenau 

 

Sie hat ihren Sitz in 09328 Lunzenau, Dr.-Otto-Nuschke-Straße 12 

 

 

II. Gegenstand der Gesellschaft 

 

 

§ 2 

 

1) Zweck der Gesellschaft sind Dienstleistungen im Bereich der Wohnungswirtschaft 

und Immobilienwirtschaft. 

 

2) Die Gesellschaft errichtet, betreut, bewirtschaftet und verwaltet Bauten in allen 

Rechts- und Nutzungsformen, darunter Eigenheime und Eigentumswohnungen. 

Sie kann außerdem alle im Bereich der Wohnungswirtschaft, des Städtebaues 

und der Infrastruktur anfallenden Aufgaben übernehmen, Grundstücke erwerben, 

belasten und veräußern sowie Erbbaurechte ausgeben. Sie kann Gemein-schafts-

anlagen und Folgeeinrichtungen, Läden und Gewerbebauten, soziale, wirtschaftli-

che und kulturelle Einrichtungen und Dienstleistungen bereitstellen. Die Gesell-

schaft ist berechtigt, Zweigniederlassungen zu errichten, andere Unternehmen zu 

erwerben oder sich an solchen zu beteiligen.  
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3) Die Gesellschaft darf ein anderes Unternehmen nur unterhalten, übernehmen o-

der sich daran beteiligen, wenn den § 96a Abs. 1 Nummern 1 und 2 sowie 4 bis 

13 der Sächsischen Gemeindeordnung entsprechende Regelungen im Gesell-

schaftsvertrag dieses Unternehmens enthalten sind, sofern sie allein oder zusam-

men mit anderen Gesellschaftern, für die ebenfalls diese Verpflichtung besteht, 

eine zur Änderung des Gesellschaftsvertrages berechtigende Mehrheit der Anteile 

hat. 

 

4) Die Gesellschaft darf auch sonstige Geschäfte betreiben, sofern diese dem Gesell-

schaftszweck (mittelbar oder unmittelbar) dienlich sind. 

 

5) Die Gesellschaft führt ihre Geschäfte nach marktwirtschaftlichen Grundsätzen im 

Sinne des Gesellschaftsvertrages. 

 

6) Die Preisbindung für Mietwohnungen und die Veräußerung von Wohnungsbauten 

erfolgt nach den gesetzlich gültigen Bestimmungen. 

 

 

III. Stammkapital, Stammeinlagen, Haftung 

 

 

§ 3 

 

1) Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 

 

30.000,00 € 

 

(in Worten: dreißigtausend Euro). 

 

2) Am Stammkapital ist die Stadt Lunzenau mit dem Geschäftsanteil Nr. 1 im Nenn-

betrag von 30.000,00 € beteiligt. 

3) Die Haftungssumme der Stadt Lunzenau beschränkt sich auf die Höhe der 

Stammeinlage. 

4) Nachschusspflichten der Stadt Lunzenau gegenüber der Gesellschaft bestehen 

nicht. 
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§ 4 

 

Die Abtretung von Geschäftsanteilen sowie der Beitritt neuer Gesellschafter bedürfen der 

Zustimmung des Aufsichtsrates. 

 

 

IV. Organe der Gesellschaft 

 

 

§ 5 

 

Organe der Gesellschaft sind 

 

a) die Geschäftsführung 

b) der Aufsichtsrat 

c) die Gesellschafterversammlung 

 

§ 6 

 

Die Organe der Gesellschaft sind verpflichtet, die Kosten des Geschäftsbetriebes nach  

den Grundsätzen der ordnungsgemäßen Geschäftsführung leitungsbezogen auszu- 

richten. 

 

 

Geschäftsführung 

 

 

§ 7 

 

1) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschäftsführer. 

 

2) Sind mehrere Geschäftsführer bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Ge-

schäftsführer gemeinschaftlich oder durch einen Geschäftsführer in Gemeinschaft 

mit einem Prokuristen vertreten. 

  

 Durch Beschluss der Gesellschafterversammlung kann allen, mehreren oder ein-

zelnen Geschäftsführern die Befugnis erteilt werden, die Gesellschaft bei der Vor-

nahme von Rechtsgeschäften mit sich selbst oder als Vertreter eines Dritten un-

eingeschränkt zu vertreten (Befreiung von den Beschränkungen des § 
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181 BGB). 

 

3) Der Aufsichtsrat kann Mitglieder der Geschäftsführung vorläufig ihres Amtes ent-

heben. Der Beschluss muss mehrheitlich vom Aufsichtsrat gefasst werden.  

Für die Dauer der vorläufigen Amtsenthebung der Geschäftsführung hat der Auf-

sichtsrat die Fortführung der Geschäfte sicherzustellen; die Gesellschafter-ver-

sammlung ist unverzüglich einzuberufen. Den vorläufig ihres Amtes entho-benen 

Mitgliedern der Geschäftsführung ist in der Gesellschafterversammlung Gehör zu 

geben. 

 

4) Anstellungsverträge mit Geschäftsführern werden vom Aufsichtsrat auf die  

Dauer von 5 Jahren abgeschlossen; sie können auch im Falle des Widerrufes der 

Bestellung als Geschäftsführer nur aus wichtigem Grund vom Aufsichtsrat gekün-

digt werden. 

 

5) Die Geschäftsführer dürfen ohne Einwilligung des Aufsichtsrates weder ein Han-

delsgewerbe betreiben noch im Geschäftszweig der Gesellschaft für eigene oder 

fremde Rechnung Geschäfte machen. Sie dürfen ohne Einwilligung auch nicht 

Mitglied des Vorstandes oder Geschäftsführer oder persönlich haftender Gesell-

schafter einer anderen Handelsgesellschaft sein. Die Einwilligung des Aufsichtsra-

tes kann nur für bestimmte Handelsgewerbe oder Handelsgesell-schaften oder 

für bestimmte Arten von Geschäften erteilt werden. Im Übrigen  

gilt das AktG entsprechend. 

 

 

§ 8 

 

1) Die Geschäftsführung hat entsprechend den Vorschriften des Handelsgesetzbu-

ches über große Kapitalgesellschaften den Jahresabschluß nebst Anhang und La-

gebericht aufzustellen. Unverzüglich nach der Aufstellung ist der Jahresabschluss 

dem Aufsichtsrat vorzulegen. 

 

2) Die Geschäftsführung hat dem Aufsichtsrat regelmäßig über die Angelegenheiten 

der Gesellschaft zu berichten und in den Sitzungen des Aufsichtsrates, an denen 

sie auf dessen Verlangen teilnehmen, Auskunft zu erteilen. 

 

3) Die jeweiligen Rechte und Pflichten des Geschäftsführers ergeben sich des Weite-

ren aus dem mit dem Geschäftsführer abgeschlossenen Anstellungsvertrag. 
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4) Die Geschäftsführung stellt in entsprechender Anwendung der Vorschriften der 

Sächsischen Eigenbetriebsverordnung (SächsEigBVO), in der jeweils geltenden 

Fassung, für jedes Wirtschaftsjahr einen Wirtschaftsplan auf und legt diesen un-

verzüglich dem Aufsichtsrat, der Gesellschafterversammlung und dem kommuna-

len Gesellschafter vor. Der Wirtschaftsplanung liegt eine fünfjährige Investitions- 

und Finanzplanung zugrunde. Wesentliche Abweichungen vom Wirtschaftsplan 

und vom Finanzplan sind ebenfalls dem Aufsichtsrat, der Gesellschafterversamm-

lung und dem kommunalen Gesellschafter unverzüglich zur Kenntnis zu bringen; 

wesentliche Abweichungen sind insbesondere 

- wenn das Jahresergebnis sich gegenüber dem Wirtschafts- und Finanz-

plan um mehr als 50.000,00 € verschlechtern wird; 

- wenn zum Ausgleich des Vermögensplanes Zuführungen des kommuna-

len Gesellschafters oder Kreditaufnahmen erforderlich werden; 

- wenn andere Finanzierungsmittelarten hinzutreten; 

- wenn gegenüber dem Stellenplan mehr als eine Neueinstellung notwen-

dig wird; oder 

- wenn der Gesamtumfang der Investitionen oder Kredite um mehr als 

zehn Prozent erhöht werden oder die Summe der Erträge oder Aufwen-

dungen vom Erfolgsplan um mehr als zehn Prozent abweichen. 

 

5) Die Geschäftsführung hat bei der Vergabe von Bau- und Lieferleistungen 

(VOB/VOL) die Vorgaben des Sächsischen Vergabegesetzes in Verbindung mit der 

Sächsischen Durchführungsverordnung anzuwenden. 

 

 

§ 9 

 

Geschäftsführer, die ihre Obliegenheiten verletzen, sind der Gesellschaft zum Ersatz des 

daraus entstehenden Schadens als Gesamtschuldner verpflichtet. Sie haben die Sorgfalt 

eines ordentlichen Geschäftsmannes anzuwenden. 

 

 

Aufsichtsrat 

 

 

§ 10 

 

1) Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern. 
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2) Die Aufsichtsratsmitglieder werden durch den Stadtrat widerruflich bestellt; dabei 

ist gemäß § 98 Abs. 2 Satz 5 der Sächsischen Gemeindeordnung auch der Bür-

germeister oder ein von ihm benannter Bediensteter der Verwaltung vom Stadt-

rat zu bestimmen. Die Amtszeit der vom Stadtrat entsandten und bestellten Mit-

glieder entspricht der Amtszeit des Stadtrates. Die ausscheidenden Mitglieder des 

Aufsichtsrates führen ihr Amt bis zur Benennung neuer Mitglieder für den Auf-

sichtsrat weiter. Die bestellten Mitglieder müssen über die erforderliche betriebs-

wirtschaftliche Erfahrung und Sachkunde verfügen. 

 

3) Der Vorsitzende des Aufsichtsrates sowie sein Stellvertreter werden aus der Mitte 

des Aufsichtsrates bestimmt. 

 

4) Dauernd verhinderte Aufsichtsratsmitglieder sind abzuberufen und durch Neube-

stellung zu ersetzen. 

 

Sinkt die Mitgliederzahl des Aufsichtsrates durch vorzeitiges Ausscheiden von Mit-

gliedern unter 3 Mitglieder, so muss unverzüglich eine Neubestellung erfolgen. 

Die Amtsdauer des an Stelle eines vorzeitig ausgeschiedenen Mitgliedes Bestell-

ten beschränkt sich auf die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen. 

 

5) Aufsichtsratsmitglieder können nicht zugleich Geschäftsführer sein. Sie dürfen 

auch nicht als Angestellte die Geschäfte der Gesellschaft führen. Nur für einen im 

Voraus begrenzten Zeitraum kann der Aufsichtsrat einzelne Mitglieder zu Vertre-

tern von verhinderten Geschäftsführern bestellen. In dieser Zeit dürfen sie keine 

Tätigkeit als Aufsichtsratsmitglied ausüben. 

 

 

§ 11 

 

1) Der Aufsichtsrat hat die Geschäftsführer in ihrer Geschäftsführung zu fördern, zu 

beraten und zu überwachen. Die Rechte und Pflichten des Aufsichtsrates werden 

durch Gesetz und Gesellschaftsvertrag bestimmt. Die §§ 394 und 395 des Aktien-

gesetzes werden entsprechend angewandt. 

 

2) Der Aufsichtsrat hat der Gesellschafterversammlung über seine Tätigkeit zu be-

richten. 

 

3) Die Mitglieder des Aufsichtsrates können die Ausübung ihrer Obliegenheiten nicht 

anderen Personen übertragen. 
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§ 12 

 

Aufsichtsratsmitglieder, die ihre Sorgfaltspflichten verletzen und die ihnen oblie-

gende Verantwortung außer acht lassen, sind der Gesellschaft zum Ersatz des da-

raus Entstehenden Schadens verpflichtet. Sie haben die Sorgfalt eines ordentli-

chen Geschäftsmannes anzuwenden. 

 

 

§ 13 

 

1) Der Aufsichtsrat hält bei Bedarf, mindestens aber zwei Sitzungen jährlich ab. Die 

Sitzungen werden vom Vorsitzenden des Aufsichtsrates einberufen und geleitet. 

Der Vorsitzende des Aufsichtsrates muss den Aufsichtsrat unverzüglich einberu-

fen, wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder oder die Geschäftsführer dies un-

ter Angabe des Zwecks und der Gründe verlangen. Die Sitzung muss binnen zwei 

Wochen nach der Einberufung stattfinden. 

 

2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn drei seiner Mitglieder in der Sitzung zu-

gegen sind und drei Mitglieder an der Beschlussfassung teilnehmen. Er fasst, so-

weit durch den Gesellschaftsvertrag nichts anderes bestimmt ist, seine Be-

schlüsse mit einfacher Mehrheit. 

 

3) Der Aufsichtsrat kann Beschlüsse schriftlich fassen, wenn alle Mitglieder dieser 

Form zustimmen. 

 

4) Über Beschlüsse des Aufsichtsrates sind Niederschriften anzufertigen, die vom 

Vorsitzenden zu unterschreiben sind. 

 

5) Willenserklärungen des Aufsichtsrates werden vom Vorsitzenden, bei dessen Ver-

hinderung von seinem Stellvertreter, abgegeben. 

 

6) Die Geschäftsführer nehmen an den Sitzungen des Aufsichtsrates teil, es sei 

denn, der Aufsichtsrat beschließt anderes. 
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§ 14 

 

1) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Vorschlag 

der Geschäftsführung über die Verwendung des Bilanzgewinns zu prüfen und 

hierüber schriftlich an die Gesellschafterversammlung zu berichten. In dem Be- 

richt hat der Aufsichtsrat zu dem Ergebnis der Prüfung des Jahresabschlusses 

durch den Abschlussprüfer Stellung zu nehmen. Am Abschluss des Berichtes 

hat der Aufsichtsrat zu erklären, ob nach dem abschließenden Ergebnis seiner 

Prüfung Einwendungen zu erheben sind und ob er den von der Geschäftsfüh- 

rung aufgestellten Jahresabschluss billigt. 

 

2) Der Zuständigkeit des Aufsichtsrates unterliegt nach vorheriger gemeinsamer Be-

ratung mit den Geschäftsführern die Beschlussfassung über: 

 

a) die Grundsätze für Erwerb und die Veräußerung von bebauten und unbebau-

ten Grundstücken; 

 

b) den Wirtschaftsplan; 

 

c) die Verwendung des Jahresergebnisses gemäß § 29 GmbH-Gesetz; 

 

d) die Zustimmung zur Abtretung von Geschäftsanteilen und zum Beitritt neuer 

Gesellschafter (§ 4); 

 

e) die Zustimmung zur Bestellung von Prokuristen; 

 

f) die Vorbereitung der Vorlagen an die Gesellschafterversammlung;  

 

g) die Geschäftsordnung für die Geschäftsführung. 

 

 

Gesellschafterversammlung 

 

 

§ 15 

 

1) Die Gesellschafterversammlung wird durch den Bürgermeister ausgeübt. 
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2) Die ordentliche Gesellschafterversammlung hat mindestens einmal im Jahr zu er-

folgen. 

 

3) Die ordentliche Gesellschafterversammlung beschließt über die Feststellung des 

Jahresabschlusses und über die Verwendung des Bilanzgewinnes. Auf Verlangen 

der Gesellschafterversammlung hat der Abschlussprüfer an diesem Termin teilzu-

nehmen. 

 

4) Außerordentliche Gesellschafterversammlungen sind, abgesehen von dem im Ge-

setz oder in diesem Vertrag ausdrücklich bestimmten Fällen, einzuberufen, wenn 

es im Interesse der Gesellschaft erforderlich ist. 

 

5) Eine außerordentliche Gesellschafterversammlung muss unverzüglich einberufen 

werden, wenn 

 

a) sich aus der Jahresbilanz oder aus einer im Laufe des Geschäftsjahres aufge-

stellten Bilanz ergibt, dass die Hälfte des Stammkapitals verloren ist; 

 

b) die Zahl der Aufsichtsratsmitglieder unter die zur Beschlussfähigkeit des Auf-

sichtsrates erforderliche Zahl sinkt; 

 

c) die Bestellung eines Geschäftsführers widerrufen oder ein Aufsichtsratsmitglied 

abberufen werden soll. 

 

 

§ 16 

 

Die Gesellschafterversammlung wird durch den Bürgermeister einberufen. 

 

 

§ 17 

 

1) Die Leitung der Gesellschafterversammlung hat der Bürgermeister oder bei 

seiner Verhinderung ein für die Gesellschafterversammlung bestellter Vertreter. 

 

2) Über die Beschlüsse der Gesellschafterversammlung ist eine Niederschrift an-zu-

fertigen, die vom Bürgermeister zu unterzeichnen ist. 

 

 



10 

 

§ 18 

 

Der Gesellschafterversammlung ist Gelegenheit zu geben, 

 

a) den Lagebericht, 

b) den Bericht des Aufsichtsrates, 

c) den Prüfbericht des Abschlussprüfers 

 

zu beraten. 

 

Ihr unterliegt die Beschlussfassung über 

 

d) die Feststellung des Jahresabschlusses (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, 

Anhang) 

 

e) die Verwendung des Bilanzgewinns, 

 

f) den Ausgleich des Bilanzverlustes, 

 

g) den Gesamtbetrag, bis zu dem Darlehen übernommen oder Schuldverschrei-

bungen ausgegeben werden sollen, 

 

h) die Entlastung der Geschäftsführer und des Aufsichtsrates, 

 

i) die Bestellung und Abberufung von Aufsichtsratsmitgliedern, 

 

j) die Bestellung und Abberufung von Mitgliedern der Geschäftsführung, 

 

k) die Geltendmachung von Ersatzansprüchen gegen Geschäftsführer, Mitglieder 

des Aufsichtsrates oder Gesellschafter und die Wahl von Bevollmächtigten zur 

Vertretung der Gesellschaft bei Rechtsgeschäften und Rechtsstreitigkeiten mit 

Geschäftsführern, 

 

l) die Änderung des Gesellschaftsvertrages 

 

m) die Verschmelzung, Vermögensübertragung oder Umwandlung der Gesell-

schaft, 

 

n) wesentliche Veränderungen der Gesellschaft, dies sind insbesondere 
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 - eine Änderung des Unternehmensgegenstands, etwa durch die Erschließung 

neuer Geschäftsfelder, 

- eine Änderung des Unternehmenszwecks, 

- eine wesentliche Umstrukturierung des Unternehmens, 

 - eine wesentliche Erweiterung des Unternehmens (zum Beispiel einer mindes-

tens zwanzigprozentigen Erhöhung des Anlagevermögens oder der Produktions-

kapazität), 

 - eine Umwandlung der Rechtsform, 

 - veränderte Einflussrechte der kommunalen Vertreter auf Entscheidungen im Un-

ternehmen sowie 

 - eine wesentliche Veränderung des Haftungsumfangs der einzelnen Gesellschaf-

ter untereinander, 

 

o) Verfügungen über Vermögen und die Aufnahme von Krediten, soweit die 

Rechtsgeschäfte von erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung für die Gesellschaft 

sind, wobei die hiervon erfassten Rechtsgeschäfte durch Beschluss der Gesell-

schafterversammlung festgelegt werden sollen; Kreditaufnahmen und Vermö-

gensverfügungen sind in der Regel von erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung, 

wenn 

- das einzelne Geschäft zwei Prozent des letzten Jahresumsatzes erreicht oder 

- wenn die Summe der während eines Geschäftsjahres aufgenommenen Kredite 

oder die Summe des Wertes der Vermögensverfügungen fünf Prozent des letzten 

Jahresumsatzes übersteigen. 

 

Der Zustimmung des kommunalen Gesellschafters bedürfen die Errichtung, Übernahme o-

der Beteiligung an anderen Unternehmen durch die Gesellschaft. 

 

 

§19 

 

1) Die Beschlüsse der Gesellschafterversammlung werden mit einfacher Mehrheit 

der abgegebenen Stimmen gefasst. 

 

2) Der kommunale Gesellschafter ist auch bei Rechtsgeschäften ihm selbst gegen-

über in der Gesellschafterversammlung stimmberechtigt. 
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V. Rechnungslegung 

 

 

§ 20 

 

1) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Das erste Geschäftsjahr läuft vom Tage 

der Eintragung der Gesellschaft bis zum Ende des betreffenden Kalenderjahres. 

 

2) Die Geschäftsführung hat dafür zu sorgen, dass das Rechnungswesen und die 

Betriebsorganisation die Erfüllung der Aufgaben der Gesellschaft gewährleisten. 

Die Richtlinien des Spitzenverbandes sind maßgebend. 

 

3) Die Geschäftsführung hat entsprechend den Vorschriften des Handelsgesetzbu-

ches über große Kapitalgesellschaften den Jahresabschluß nebst Anhang und La-

gebericht aufzustellen. Der Jahresabschluss muss den gesetzlichen Vorschriften 

über die Bewertung sowie über die Gliederung der Bilanz sowie Gewinn- und Ver-

lustrechnung entsprechen. Die vorgeschriebenen Formblätter sind zu beachten. 

 

4) Zusammen mit dem Jahresabschluss hat die Geschäftsführung einen Lagebericht 

aufzustellen. Im Lagebericht sind zumindest der Geschäftsverlauf und die Lage 

der Gesellschaft so darzustellen, dass ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-

sprechendes Bild vermittelt wird. 

 

 

VI. Rücklagen, Gewinnverteilung und Verlustdeckung 

 

 

§ 21 

 

Die Geschäftsführung ist nicht befugt, außerhalb eines von der Gesellschafterver-samm-

lung ordnungsgemäß gefassten Gewinnverteilungsbeschlusses Zuwendungen auszuschüt-

ten. 

 

 

§ 22 

 

Wird ein Bilanzverlust ausgewiesen, so hat die Gesellschafterversammlung über die Ver-

lustdeckung zu beschließen, insbesondere darüber, ob und in welchem Umfang die Rück-

lage heranzuziehen ist oder eine Herabsetzung des Stammkapitals erfolgen soll. 
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VII. Offenlegung/Veröffentlichung/Vervielfältigung/Bekanntmachung 

 

 

§ 23 

 

1) Der Jahresabschluss, Lagebericht und Prüfbericht des Abschlussprüfers sind dem 

kommunalen Gesellschafter und der zuständigen Rechtsaufsichtsbehörde des 

kommunalen Gesellschafters unverzüglich zur Kenntnis zu bringen. 

 

2) Die Bekanntgabe des Ergebnisses der Prüfung des Jahresabschlusses und des La-

geberichtes erfolgt im Rahmen der Aufstellung des Beteiligungsberichtes und 

Vorlage an den Stadtrat nach § 99 der Sächsischen Gemeindeordnung. 

 

 

VIII. Prüfung der Gesellschaft 

 

 

§ 24 

 

1) Die Prüfung der Gesellschaft erfolgt durch eine zugelassene Wirtschaftsprüfungs-

gesellschaft. Die Abschlussprüfung ist im Umfang des § 53 Abs. 1 des Gesetzes 

über die Grundsätze des Haushaltsrechts des Bundes und der Länder (Haushalts-

grundsätzegesetz – HGrG) durchzuführen. Der Jahresabschluss und der Lagebe-

richt werden in entsprechender Anwendung der Vorschriften für große Kapitalge-

sellschaften im Dritten Buch des Handelsgesetzbuchs aufgestellt und geprüft, so-

fern nicht weitergehende gesetzliche Vorschriften gelten. Der Jahresabschluss, 

der Lagebericht und der Prüfungsbericht des Abschlussprüfers werden an den 

kommunalen Gesellschafter und die Rechtsaufsichtsbehörde unverzüglich über-

sandt; diese Verpflichtung bezieht sich gegenüber dem kommunalen Gesellschaf-

ter auch auf die Angaben, die nach § 99 Abs. 2 und 3 der Sächsischen Gemein-

deordnung für die Erstellung des Beteiligungsberichtes notwendig sind. Dem 

kommunalen Gesellschafter wird zu dem von ihm bestimmten Zeitpunkt die für 

die Aufstellung des Gesamtabschlusses (§ 88b der Sächsischen Gemeindeord-

nung) erforderlichen Unterlagen übersandt und Auskünfte erteilt. 

 

2) Der Abschlußprüfer nimmt auch die Prüfung nach § 53 Abs. 1 und 2 HGrG vor. 
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3) Die für den kommunalen Gesellschafter zuständige örtliche und überörtliche Prü-

fungsbehörde erhalten die Befugnis zur Prüfung der Haushalts- und Wirtschafts-

führung des Unternehmens und die Befugnis gemäß § 54 HGrG, sich zur Klärung 

von Fragen, die bei der Prüfung auftreten, unmittelbar unterrichten und zu die-

sem Zweck den Betrieb, die Bücher und die Schriften des Unternehmens einzuse-

hen. 

 

 

IX. Auflösung und Abwicklung der Gesellschaft 

 

 

§ 25 

 

1) Die Gesellschaft wird aufgelöst 

 

a) durch Beschluss der Gesellschafterversammlung, 

b) durch Eröffnung des Insolvenzverfahrens. 

 

2) Für die Abwicklung sind die Bestimmungen des GmbH-Gesetzes maßgebend. 

 

 

X. Bekanntmachungen der Gesellschaft 

 

 

§ 26 

 

Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im elektronischen Bundesanzeiger. 

 

 

 

 

 

 

Bescheinigung gemäß § 54 Abs. 1 Satz 2 GmbHG 

 

Zu dem vorstehend wiedergegebenen Wortlaut des Gesellschaftsvertrages bescheinige ich, 

daß die geänderten Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages mit dem Beschluß vom # 

(UVZ-Nr. ###/2024 des bescheinigenden Notars) über die Änderung des 
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Gesellschaftsvertrages und die unveränderten Bestimmungen mit dem zuletzt zum Han-

delsregister eingereichten vollständigen Wortlaut des Gesellschaftsvertrages übereinstim-

men. 

 

Limbach-Oberfrohna, den # 

 

 

   L.S. 

 

      gez. Dr. Thomas Egerland 

      Notar in Limbach-Oberfrohna 
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3. Entwurf vom 16.10.2024 
Bitte immer mit angeben 
AR 467/2024 
 

Gesellschaftsvertrag 

 

der Wohnungsbaugesellschaft mbH in Lunzenau 

 

 

I. Firma und Sitz der Gesellschaft 

 

 

§ 1 

 

Die Gesellschaft führt die Firma: 

 

Wohnungsbaugesellschaft mbH Lunzenau 

 

Sie hat ihren Sitz in 09328 Lunzenau, Dr.-Otto-Nuschke-Straße 12 

 

 

II. Gegenstand der Gesellschaft 

 

 

§ 2 

 

1) Zweck der Gesellschaft sind Dienstleistungen im Bereich der Wohnungswirtschaft 

und Immobilienwirtschaft. 

 

2) Die Gesellschaft errichtet, betreut, bewirtschaftet und verwaltet Bauten in allen 

Rechts- und Nutzungsformen, darunter Eigenheime und Eigentumswohnungen. 

Sie kann außerdem alle im Bereich der Wohnungswirtschaft, des Städtebaues 

und der Infrastruktur anfallenden Aufgaben übernehmen, Grundstücke erwerben, 

belasten und veräußern sowie Erbbaurechte ausgeben. Sie kann Gemein-schafts-

anlagen und Folgeeinrichtungen, Läden und Gewerbebauten, soziale, wirtschaftli-

che und kulturelle Einrichtungen und Dienstleistungen bereitstellen. Die Gesell-

schaft ist berechtigt, Zweigniederlassungen zu errichten, andere Unternehmen zu 

erwerben oder sich an solchen zu beteiligen.  
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3) Die Gesellschaft darf ein anderes Unternehmen nur unterhalten, übernehmen o-

der sich daran beteiligen, wenn den § 96a Abs. 1 Nummern 1 und 2 sowie 4 bis 

13 der Sächsischen Gemeindeordnung entsprechende Regelungen im Gesell-

schaftsvertrag dieses Unternehmens enthalten sind, sofern sie allein oder zusam-

men mit anderen Gesellschaftern, für die ebenfalls diese Verpflichtung besteht, 

eine zur Änderung des Gesellschaftsvertrages berechtigende Mehrheit der Anteile 

hat. 

 

4) Die Gesellschaft darf auch sonstige Geschäfte betreiben, sofern diese dem Gesell-

schaftszweck (mittelbar oder unmittelbar) dienlich sind. 

 

5) Die Gesellschaft führt ihre Geschäfte nach marktwirtschaftlichen Grundsätzen im 

Sinne des Gesellschaftsvertrages. 

 

6) Die Preisbindung für Mietwohnungen und die Veräußerung von Wohnungsbauten 

erfolgt nach den gesetzlich gültigen Bestimmungen. 

 

 

III. Stammkapital, Stammeinlagen, Haftung 

 

 

§ 3 

 

1) Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 

 

30.000,00 € 

 

(in Worten: dreißigtausend Euro). 

 

2) Am Stammkapital ist die Stadt Lunzenau mit dem Geschäftsanteil Nr. 1 im Nenn-

betrag von 30.000,00 € beteiligt. 

3) Die Haftungssumme der Stadt Lunzenau beschränkt sich auf die Höhe der 

Stammeinlage. 

4) Nachschusspflichten der Stadt Lunzenau gegenüber der Gesellschaft bestehen 

nicht. 
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§ 4 

 

Die Abtretung von Geschäftsanteilen sowie der Beitritt neuer Gesellschafter bedürfen der 

Zustimmung des Aufsichtsrates. 

 

 

IV. Organe der Gesellschaft 

 

 

§ 5 

 

Organe der Gesellschaft sind 

 

a) die Geschäftsführung 

b) der Aufsichtsrat 

c) die Gesellschafterversammlung 

 

§ 6 

 

Die Organe der Gesellschaft sind verpflichtet, die Kosten des Geschäftsbetriebes nach  

den Grundsätzen der ordnungsgemäßen Geschäftsführung leitungsbezogen auszu- 

richten. 

 

 

Geschäftsführung 

 

 

§ 7 

 

1) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschäftsführer. 

 

2) Sind mehrere Geschäftsführer bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Ge-

schäftsführer gemeinschaftlich oder durch einen Geschäftsführer in Gemeinschaft 

mit einem Prokuristen vertreten. 

  

 Durch Beschluss der Gesellschafterversammlung kann allen, mehreren oder ein-

zelnen Geschäftsführern die Befugnis erteilt werden, die Gesellschaft bei der Vor-

nahme von Rechtsgeschäften mit sich selbst oder als Vertreter eines Dritten un-

eingeschränkt zu vertreten (Befreiung von den Beschränkungen des § 
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181 BGB). 

 

3) Der Aufsichtsrat kann Mitglieder der Geschäftsführung vorläufig ihres Amtes ent-

heben. Der Beschluss muss mehrheitlich vom Aufsichtsrat gefasst werden.  

Für die Dauer der vorläufigen Amtsenthebung der Geschäftsführung hat der Auf-

sichtsrat die Fortführung der Geschäfte sicherzustellen; die Gesellschafter-ver-

sammlung ist unverzüglich einzuberufen. Den vorläufig ihres Amtes entho-benen 

Mitgliedern der Geschäftsführung ist in der Gesellschafterversammlung Gehör zu 

geben. 

 

4) Anstellungsverträge mit Geschäftsführern werden vom Aufsichtsrat auf die  

Dauer von 5 Jahren abgeschlossen; sie können auch im Falle des Widerrufes der 

Bestellung als Geschäftsführer nur aus wichtigem Grund vom Aufsichtsrat gekün-

digt werden. 

 

5) Die Geschäftsführer dürfen ohne Einwilligung des Aufsichtsrates weder ein Han-

delsgewerbe betreiben noch im Geschäftszweig der Gesellschaft für eigene oder 

fremde Rechnung Geschäfte machen. Sie dürfen ohne Einwilligung auch nicht 

Mitglied des Vorstandes oder Geschäftsführer oder persönlich haftender Gesell-

schafter einer anderen Handelsgesellschaft sein. Die Einwilligung des Aufsichtsra-

tes kann nur für bestimmte Handelsgewerbe oder Handelsgesell-schaften oder 

für bestimmte Arten von Geschäften erteilt werden. Im Übrigen  

gilt das AktG entsprechend. 

 

 

§ 8 

 

1) Die Geschäftsführung hat entsprechend den Vorschriften des Handelsgesetzbu-

ches über große Kapitalgesellschaften den Jahresabschluß nebst Anhang und La-

gebericht aufzustellen. Unverzüglich nach der Aufstellung ist der Jahresabschluss 

dem Aufsichtsrat vorzulegen. 

 

2) Die Geschäftsführung hat dem Aufsichtsrat regelmäßig über die Angelegenheiten 

der Gesellschaft zu berichten und in den Sitzungen des Aufsichtsrates, an denen 

sie auf dessen Verlangen teilnehmen, Auskunft zu erteilen. 

 

3) Die jeweiligen Rechte und Pflichten des Geschäftsführers ergeben sich des Weite-

ren aus dem mit dem Geschäftsführer abgeschlossenen Anstellungsver-tragAn-

stellungsvertrag. 
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4) Die Geschäftsführung stellt in entsprechender Anwendung der Vorschriften der 

Sächsischen Eigenbetriebsverordnung (SächsEigBVO), in der jeweils geltenden 

Fassung, für jedes Wirtschaftsjahr einen Wirtschaftsplan auf und legt diesen un-

verzüglich dem Aufsichtsrat, der Gesellschafterversammlung und jedemdem kom-

munalen Gesellschafter so rechtzeitig vor, daß er als Anlage zum Haushaltsplan 

des kommunalen Gesellschafters veröffentlicht werden kann. Der Wirtschaftspla-

nung liegt eine fünfjährige Investitions- und Finanzplanung zugrunde. Wesentli-

che Abweichungen vom Wirtschaftsplan und vom Finanzplan sind ebenfalls dem 

Aufsichtsrat, der Gesellschafterversammlung und jedemdem kommunalen Gesell-

schafter unverzüglich zur Kenntnis zu bringen; wesentliche Abweichungen sind 

insbesondere 

- wenn das Jahresergebnis sich gegenüber dem Wirtschafts- und Finanz-

plan um mehr als 50.000,00 € verschlechtern wird; 

- wenn zum Ausgleich des Vermögensplanes Zuführungen des kommuna-

len Gesellschafters oder Kreditaufnahmen erforderlich werden; 

- wenn andere Finanzierungsmittelarten hinzutreten; 

- wenn gegenüber dem Stellenplan mehr als eine Neueinstellung notwen-

dig wird; oder 

- wenn der Gesamtumfang der Investitionen oder Kredite um mehr als 

zehn Prozent erhöht werden oder die Summe der Erträge oder Aufwen-

dungen vom Erfolgsplan um mehr als zehn Prozent abweichen. 

 

5) Die Geschäftsführung hat bei der Vergabe von Bau- und Lieferleistungen 

(VOB/VOL) die Vorgaben des Sächsischen Vergabegesetzes in Verbindung mit der 

Sächsischen Durchführungsverordnung anzuwenden. 

 

 

§ 9 

 

Geschäftsführer, die ihre Obliegenheiten verletzen, sind der Gesellschaft zum Ersatz des 

daraus entstehenden Schadens als Gesamtschuldner verpflichtet. Sie haben die Sorgfalt 

eines ordentlichen Geschäftsmannes anzuwenden. 

 

 

Aufsichtsrat 

 

 

§ 10 
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1) Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern. 

 

2) Die Aufsichtsratsmitglieder werden durch den Stadtrat widerruflich bestellt; dabei 

ist gemäß § 98 Abs. 2 Satz 5 der Sächsischen Gemeindeordnung auch der Bür-

germeister oder ein von ihm benannter Bediensteter der Verwaltung vom Stadt-

rat zu bestimmen. Die Amtszeit der vom Stadtrat entsandten und bestellten Mit-

glieder entspricht der Amtszeit des Stadtrates. Die ausscheidenden Mitglieder des 

Aufsichtsrates führen ihr Amt bis zur Benennung neuer Mitglieder für den Auf-

sichtsrat weiter. Die bestellten Mitglieder müssen über die erforderliche betriebs-

wirtschaftliche Erfahrung und Sachkunde verfügen. 

 

3) Der Vorsitzende des Aufsichtsrates sowie sein Stellvertreter werden aus der Mitte 

des Aufsichtsrates bestimmt. 

 

4) Dauernd verhinderte Aufsichtsratsmitglieder sind abzuberufen und durch Neube-

stellung zu ersetzen. 

 

Sinkt die Mitgliederzahl des Aufsichtsrates durch vorzeitiges Ausscheiden von Mit-

gliedern unter 3 Mitglieder, so muss unverzüglich eine Neubestellung erfolgen. 

Die Amtsdauer des an Stelle eines vorzeitig ausgeschiedenen Mitgliedes Bestell-

ten beschränkt sich auf die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen. 

 

5) Jedes Mitglied des Aufsichtsrates hat Anspruch auf eine Vergütung bzw. ein Sit-

zungsgeld. Die Höhe ist vom Aufsichtsrat festzulegen. 

 

65) Aufsichtsratsmitglieder können nicht zugleich Geschäftsführer sein. Sie dürfen 

auch nicht als Angestellte die Geschäfte der Gesellschaft führen. Nur für einen im 

Voraus begrenzten Zeitraum kann der Aufsichtsrat einzelne Mitglieder zu Vertre-

tern von verhinderten Geschäftsführern bestellen. In dieser Zeit dürfen sie keine 

Tätigkeit als Aufsichtsratsmitglied ausüben. 

 

 

§ 11 

 

1) Der Aufsichtsrat hat die Geschäftsführer in ihrer Geschäftsführung zu fördern, zu 

beraten und zu überwachen. Die Rechte und Pflichten des Aufsichtsrates werden 

durch Gesetz und Gesellschaftsvertrag bestimmt. Die §§ 394 und 395 des Aktien-

gesetzes werden entsprechend angewandt. 
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2) Der Aufsichtsrat hat der Gesellschafterversammlung über seine Tätigkeit zu be-

richten. 

 

3) Die Mitglieder des Aufsichtsrates können die Ausübung ihrer Obliegenheiten nicht 

anderen Personen übertragen. 

 

 

§ 12 

 

Aufsichtsratsmitglieder, die ihre Sorgfaltspflichten verletzen und die ihnen oblie-

gende Verantwortung außer acht lassen, sind der Gesellschaft zum Ersatz des da-

raus Entstehenden Schadens verpflichtet. Sie haben die Sorgfalt eines ordentli-

chen Geschäftsmannes anzuwenden. 

 

 

§ 13 

 

1) Der Aufsichtsrat hält bei Bedarf, mindestens aber zwei Sitzungen jährlich ab. Die 

Sitzungen werden vom Vorsitzenden des Aufsichtsrates einberufen und geleitet. 

Der Vorsitzende des Aufsichtsrates muss den Aufsichtsrat unverzüglich einberu-

fen, wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder oder die Geschäftsführer dies un-

ter Angabe des Zwecks und der Gründe verlangen. Die Sitzung muss binnen zwei 

Wochen nach der Einberufung stattfinden. 

 

2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn drei seiner Mitglieder in der Sitzung zu-

gegen sind und mindestens drei Mitglieder an der Beschlussfassung teilneh-men-

teilnehmen. Er fasst, soweit durch den Gesellschaftsvertrag nichts andernanderes 

bestimmt ist, seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. 

 

3) Der Aufsichtsrat kann Beschlüsse schriftlich fassen, wenn alle Mitglieder dieser 

Form zustimmen. 

 

4) Über Beschlüsse des Aufsichtsrates sind Niederschriften anzufertigen, die vom 

Vorsitzenden zu unterschreiben sind. 

 

5) Willenserklärungen des Aufsichtsrates werden vom Vorsitzenden, bei dessen Ver-

hinderung von seinem Stellvertreter, abgegeben. 
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6) Die Geschäftsführer nehmen an den Sitzungen des Aufsichtsrates teil, es sei 

denn, der Aufsichtsrat beschließt anderes. 

 

 

 

 

§ 14 

 

1) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Vorschlag 

der Geschäftsführung über die Verwendung des Bilanzgewinns zu prüfen und 

hierüber schriftlich an die Gesellschafterversammlung zu berichten. In dem Be- 

richt hat der Aufsichtsrat zu dem Ergebnis der Prüfung des Jahresabschlusses 

durch den Abschlussprüfer Stellung zu nehmen. Am Abschluss des Berichtes 

hat der Aufsichtsrat zu erklären, ob nach dem abschließenden Ergebnis seiner 

Prüfung Einwendungen zu erheben sind und ob er den von der Geschäftsfüh- 

rung aufgestellten Jahresabschluss billigt. 

 

2) Der Zuständigkeit des Aufsichtsrates unterliegt nach vorheriger gemeinsamer Be-

ratung mit den Geschäftsführern die Beschlussfassung über: 

 

a) die Grundsätze für Erwerb und die Veräußerung von bebauten und unbebau-

ten Grundstücken; 

 

b) den Wirtschaftsplan; 

 

c) die Verwendung des Jahresergebnisses gemäß § 29 GmbH-Gesetz; 

 

cd) die Zustimmung zur Abtretung von Geschäftsanteilen und zum Beitritt neuer 

Gesellschafter (§ 4); 

 

de) die Zustimmung zur Bestellung von Prokuristen; 

 

ef) die Vorbereitung der Vorlagen an die Gesellschafterversammlung;  

 

g) die Geschäftsordnung für die Geschäftsführung. 

 

 

Gesellschafterversammlung 
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§ 15 

 

1) Die Gesellschafterversammlung wird durch den Bürgermeister ausgeübt. Der 

Stadtrat hat aus seiner Mitte 6 weitere Vertreter zur Entsendung widerruflich zu 

bestellen; diese müssen über die erforderliche betriebswirtschaftliche Erfahrung 

und Sachkunde verfügen. 

 

2) Die ordentliche Gesellschafterversammlung hat mindestens einmal im Jahr zu er-

folgen. 

 

3) Die ordentliche Gesellschafterversammlung beschließt über die Feststellung des 

Jahresabschlusses und über die Verwendung des Bilanzgewinnes. Auf Verlangen 

der Gesellschafterversammlung hat der Abschlussprüfer an diesem Termin teilzu-

nehmen. 

 

4) Außerordentliche Gesellschafterversammlungen sind, abgesehen von dem im Ge-

setz oder in diesem Vertrag ausdrücklich bestimmten Fällen, einzuberufen, wenn 

es im Interesse der Gesellschaft erforderlich ist. 

 

5) Eine außerordentliche Gesellschafterversammlung muss unverzüglich einberufen 

werden, wenn 

 

a) sich aus der Jahresbilanz oder aus einer im Laufe des Geschäftsjahres aufge-

stellten Bilanz ergibt, dass die Hälfte des Stammkapitals verloren ist; 

 

b) die Zahl der Aufsichtsratsmitglieder unter die zur Beschlussfähigkeit des Auf-

sichtsrates erforderliche Zahl sinkt; 

 

c) die Bestellung eines Geschäftsführers widerrufen oder ein Aufsichtsratsmitglied 

abberufen werden soll. 

 

 

§ 16 

 

1) Die Gesellschafterversammlung wird durch den Bürgermeister einberufen. 

 

2) Die Einladung zur Gesellschafterversammlung erfolgt unter Angabe der Ge-gen-

stände der Tagesordnung in schriftlicher Form. Zwischen dem Tage der 
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Absendung des die Einladung enthaltenden Schreibens müssen mindestens 7 

volle Tage vor der Gesellschafterversammlung liegen. Dabei ist der Tag der Ab-

sendung und der Tag der Gesellschafterversammlung nicht mitgezählt. 

 

3) Beschlüsse können nur über Gegenstände der Tagesordnung gefasst werden. 

 

 

§ 17 

 

1) Die Leitung der Gesellschafterversammlung hat der Bürgermeister oder bei 

seiner Verhinderung ein für die Gesellschafterversammlung bestellter Vertreter. 

 

2) Auf Antrag kann die Gesellschafterversammlung mit einfacher Mehrheit be-schlie-

ßen, geheim durch Stimmzettel abzustimmen. 

 

3) Bei Stimmenenthaltung gilt die Stimme als nicht abgegeben, das gleiche gilt im 

Falle schriftlicher Abstimmung bei Abgabe oder unbeschriebenem Stimmzettel. 

Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 

 

42) Über die Beschlüsse der Gesellschafterversammlung ist eine Niederschrift an-zu-

fertigen, die vom Bürgermeister zu unterzeichnen ist. 

 

 

§ 18 

 

Der Gesellschafterversammlung ist Gelegenheit zu geben, 

 

a) den Lagebericht, 

b) den Bericht des Aufsichtsrates, 

c) den Prüfbericht des Abschlussprüfers 

 

zu beraten. 

 

Ihr unterliegt die Beschlussfassung über 

 

d) die Feststellung des Jahresabschlusses (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, 

Anhang) 

 

e) die Verwendung des Bilanzgewinns, 
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f) den Ausgleich des Bilanzverlustes, 

 

g) den Gesamtbetrag, bis zu dem Darlehen übernommen oder Schuldverschrei-

bungen ausgegeben werden sollen, 

 

h) die Entlastung der Geschäftsführer und des Aufsichtsrates, 

 

i) die Bestellung und Abberufung von Aufsichtsratsmitgliedern, 

 

j) die Bestellung und Abberufung von Mitgliedern der Geschäftsführung, 

 

k) die Geltendmachung von Ersatzansprüchen gegen Geschäftsführer, Mitglieder 

des Aufsichtsrates oder Gesellschafter und die Wahl von Bevollmächtigten zur 

Vertretung der Gesellschaft bei Rechtsgeschäften und Rechtsstreitigkeiten mit 

Geschäftsführern, 

 

l) die Änderung des Gesellschaftsvertrages 

 

m) die Verschmelzung, Vermögensübertragung oder Umwandlung der Gesell-

schaft, 

 

n) wesentliche Veränderungen der Gesellschaft, dies sind insbesondere 

 

 - eine Änderung des Unternehmensgegenstands, etwa durch die Erschließung 

neuer Geschäftsfelder, eine Änderung des Unternehmenszwecks,  

- eine Änderung des Unternehmenszwecks, 

- eine wesentliche Umstrukturierung des Unternehmens, 

 - eine wesentliche Erweiterung des Unternehmens (zum Beispiel einer mindes-

tens zwanzigprozentigen Erhöhung des Anlagevermögens oder der Produktions-

kapazität), 

 - eine Umwandlung der Rechtsform, 

 - veränderte Einflussrechte der kommunalen Vertreter auf Entscheidungen im Un-

ternehmen sowie 

 - eine wesentliche Veränderung des Haftungsumfangs der einzelnen Gesellschaf-

ter untereinander, 

 

o) Verfügungen über Vermögen und die Aufnahme von Krediten, soweit die 

Rechtsgeschäfte von erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung für die Gesellschaft 
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sind, wobei die hiervon erfassten Rechtsgeschäfte durch Beschluss der Gesell-

schafterversammlung festgelegt werden sollen; Kreditaufnahmen und Vermö-

gensverfügungen sind in der Regel von erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung, 

wenn 

- das einzelne Geschäft zwei Prozent des letzten Jahresumsatzes erreicht oder 

- wenn die Summe der während eines Geschäftsjahres aufgenommenen Kredite 

oder die Summe des Wertes der Vermögensverfügungen fünf Prozent des letzten 

Jahresumsatzes übersteigen. 

 

Der Zustimmung sämtlicher kommunaler Gesellschafterdes kommunalen Gesellschafters 

bedürfen die Errichtung, Übernahme oder Beteiligung an anderen Unternehmen durch die 

Gesellschaft. 

 

 

§19 

 

1) Die Beschlüsse der Gesellschafterversammlung werden mit einfacher Mehrheit 

der abgegebenen Stimmen gefasst. 

 

2)  Beschlüsse der Gesellschafterversammlung über 

 

 a) den Widerruf der Bestellung von Geschäftsführern aus wichtigem Grund (§ 7 

Abs. 4) und die Abberufung von Aufsichtsratsmitgliedern, 

 

  b) die Änderung des Gesellschaftsvertrages (§ 18 Buchst. l) und 

 

 c) die Verschmelzung, Vermögensübertragung oder Umwandlung der Gesellschaft 

(§ 18 Buchst. m) 

 

 bedürfen zu ihrer Gültigkeit einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen 

Stimmen. 

 

3) Der kommunale Gesellschafter sindist auch bei Rechtsgeschäften ihnenihm selbst 

gegenüber in der Gesellschafterversammlung stimmberechtigt. 

 

 

 

V. Rechnungslegung 
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§ 20 

 

1) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Das erste Geschäftsjahr läuft vom Tage 

der Eintragung der Gesellschaft bis zum Ende des betreffenden Kalenderjahres. 

 

2) Die Geschäftsführung hat dafür zu sorgen, dass das Rechnungswesen und die 

Betriebsorganisation die Erfüllung der Aufgaben der Gesellschaft gewährleisten. 

Die Richtlinien des Spitzenverbandes sind maßgebend. 

 

3) Die Geschäftsführung hat entsprechend den Vorschriften des Handelsgesetzbu-

ches über große Kapitalgesellschaften den Jahresabschluß nebst Anhang und La-

gebericht aufzustellen. Der Jahresabschluss muss den gesetzlichen Vorschriften 

über die Bewertung sowie über die Gliederung der Bilanz sowie Gewinn- und Ver-

lustrechnung entsprechen. Die vorgeschriebenen Formblätter sind zu beachten. 

 

4) Zusammen mit dem Jahresabschluss hat die Geschäftsführung einen Lagebericht 

aufzustellen. Im Lagebericht sind zumindest der Geschäftsverlauf und die Lage 

der Gesellschaft so darzustellen, dass ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-

sprechendes Bild vermittelt wird. 

 

 

VI. Rücklagen, Gewinnverteilung und Verlustdeckung 

 

 

§ 21 

 

Die Geschäftsführung ist nicht befugt, außerhalb eines von der Gesellschafterver-samm-

lung ordnungsgemäß gefassten Gewinnverteilungsbeschlusses Zuwendungen auszuschüt-

ten. 

 

 

§ 22 

 

Wird ein Bilanzverlust ausgewiesen, so hat die Gesellschafterversammlung über die Ver-

lustdeckung zu beschließen, insbesondere darüber, ob und in welchem Umfang die Rück-

lage heranzuziehen ist oder eine Herabsetzung des Stammkapitals erfolgen soll. 
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VII. Offenlegung/Veröffentlichung/Vervielfältigung/Bekanntmachung 

 

 

§ 23 

 

1) Der Jahresabschluss, Lagebericht und Prüfbericht des Abschlussprüfers 

sind dem kommunalen Gesellschafter und der zuständigen Rechtsaufsichtsbehörde 

des kommunalen Gesellschafters un- 

verzüglichunverzüglich zur Kenntnis zu bringen. 

 

2) Die Bekanntgabe des Ergebnisses der Prüfung des Jahresabschlusses und des La-

geberichtes erfolgt im Rahmen der Aufstellung des Beteiligungsberichtes und 

Vorlage an den Stadtrat nach § 99 der Sächsischen Gemeindeordnung. 

 

 

VIII. Prüfung der Gesellschaft 

 

 

§ 24 

 

1) Die Prüfung der Gesellschaft erfolgt durch eine zugelassene Wirtschaftsprüfungs-

gesellschaft. Die Abschlussprüfung ist im Umfang des § 53 Abs. 1 des Gesetzes 

über die Grundsätze des Haushaltsrechts des Bundes und der Länder (Haushalts-

grundsätzegesetz – HGrG) durchzuführen. Der Jahresabschluss und der Lagebe-

richt werden in entsprechender Anwendung der Vorschriften für große Kapitalge-

sellschaften im Dritten Buch des Handelsgesetzbuchs aufgestellt und geprüft, so-

fern nicht weitergehende gesetzliche Vorschriften gelten. Der Jahresabschluss, 

der Lagebericht und der Prüfungsbericht des Abschlussprüfers werden an jeden-

den kommunalen Gesellschafter und jededie Rechtsaufsichtsbehörde unverzüg-

lich übersandt; diese Verpflichtung bezieht sich gegenüber dendem kommunalen 

GesellschafternGesellschafter auch auf die Angaben, die nach § 99 Abs. 2 und 3 

der Sächsischen Gemeindeordnung für die Erstellung des Beteiligungsberichtes 

notwendig sind. JedemDem kommunalen Gesellschafter wird zu dem von ihm be-

stimmten Zeitpunkt die für die Aufstellung des Gesamtabschlusses (§ 88a88b der 

Sächsischen Gemeindeordnung) erforderlichen Unterlagen übersandt und Aus-

künfte erteilt. 

 

2) Der Abschlußprüfer nimmt auch die Prüfung nach § 53 Abs. 1 und 2 HGrG vor. 
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3) Die für dieden kommunalen Gesellschafter zuständige örtliche und überörtliche 

Prüfungsbehörde erhalten die Befugnis zur Prüfung der Haushalts- und Wirt-

schaftsführung des Unternehmens und die Befugnis gemäß § 54 HGrG, sich zur 

Klärung von Fragen, die bei der Prüfung auftreten, unmittelbar unterrichten und 

zu diesem Zweck den Betrieb, die Bücher und die Schriften des Unternehmens 

einzusehen. 

 

 

IX. Auflösung und Abwicklung der Gesellschaft 

 

 

§ 25 

 

1) Die Gesellschaft wird aufgelöst 

 

a) durch Beschluss der Gesellschafterversammlung, 

b) durch Eröffnung des Insolvenzverfahrens. 

 

2) Für die Abwicklung sind die Bestimmungen des GmbH-Gesetzes maßgebend. 

Bei der Verteilung des Gesellschaftsvermögens erhalten die Gesellschafter  

nach Befriedigung sämtlicher Gläubiger nicht mehr als ihre eingezahlten Einlagen 

ausgezahlt. 

 

 

X. Bekanntmachungen der Gesellschaft 

 

 

§ 26 

 

Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im elektronischen Bundesanzeiger. 

 

 

 

 

 

 

Bescheinigung gemäß § 54 Abs. 1 Satz 2 GmbHG 

 



16 
 

Zu dem vorstehend wiedergegebenen Wortlaut des Gesellschaftsvertrages bescheinige ich, 

daß die geänderten Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages mit dem Beschluß vom # 

(UVZ-Nr. ###/2024 des bescheinigenden Notars) über die Änderung des Gesellschaftsver-

trages und die unveränderten Bestimmungen mit dem zuletzt zum Handelsregister einge-

reichten vollständigen Wortlaut des Gesellschaftsvertrages übereinstimmen. 

 

Limbach-Oberfrohna, den # 

 

 

   L.S. 

 

      gez. Dr. Thomas Egerland 

      Notar in Limbach-Oberfrohna 

























































































































































Stadtverwaltung Lunzenau Beschlussvorlage

Nummer: 53

Jahr: 2024

Aktenzeichen

Beratungsfolge Termin Anwesend Dafür Dagegen Enthaltung Befangenheit

Stadtrat 30.9.2024 13 0 0 0 0

Stadtrat 4.11.2024

Stadtrat 2.12.2024

Betreff

Beschluss der Haushaltssatzung und des Haushaltsplanes der Stadt Lunzenau für das 
Haushaltsjahr 2025 sowie des Finanz- und Investitonsplanes bis zum Jahr 2028

Beschlussvorschlag

Der Stadtrat der Stadt Lunzenau beschließt die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2025
und bestätigt den Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2025 mit den Anlagen sowie den
Finanz- und Investitionsplan bis 2028.

Kämmerei

DatumEinreicher

Xöffentlich

nichtöffentlich

14.10.2024



Beschlussbegründung

Die Gemeinde hat für jedes Haushaltsjahr eine Haushaltssatzung zu erlassen.

Der Haushaltsplan ist Teil der Haushaltssatzung.

Der Haushaltsplan enthält alle im Haushaltsjahr anfallenden Erträge und
Aufwendungen, alle eingehenden ergebnis- und vermögenswirksamen Ein- und
Auszahlungen.

Der Haushaltsplan besteht aus:

Vorbericht
Gesamthaushalt

Ergebnishaushalt
Finanzhaushalt
Haushaltsquerschnitt

Teilhaushalte
produktbezogene Finanzdaten des Ergebnishaushaltes
Entwicklung des Basiskapitals und der Rücklagen
Rücklagenübersicht
Rückstellungsübersicht
Verbindlichkeitenübersicht
Verpflichtungsermächtigungen
Stellenplan
Jahresabschluss der Wohnungsbaugesellschaft mbH Lunzenau
Wirtschaftsplan der Wohnungsbaugesellschaft mbH Lunzenau

Finanzielle Auswirkungen:

JA X NEIN

Einnahmen Ausgaben

planmäßig
überplan-
mäßig

außerplan-
mäßig

JA NEIN

Produkt:

Sachkonto:

Kommentar:

steuerliche Auswirkungen:




